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Kapitel 1: Einleitung  

I.  Gegenstand der Untersuchung  

Gegenstand der vorliegenden rechtswissenschaftlichen Untersuchung ist die Beteiligung 
der Arbeitnehmervertreter bei Massenentlassungen nach § 17 Abs. 2 KSchG. 
§ 17 KSchG enthält verfahrens- und materiellrechtliche Vorgaben, die im Fall von Mas-
senentlassungen zur Anwendung kommen. Plant ein Arbeitgeber innerhalb eines be-
stimmten Zeitraumes eine bestimmte Anzahl von Arbeitnehmern zu entlassen, so hat er 
zum einen das Konsultationsverfahren mit den Arbeitnehmervertretern gemäß § 17 
Abs. 2 KSchG sowie zum anderen das Anzeigeverfahren mit der Agentur für Arbeit ge-
mäß § 17 Abs. 1 und 3 KSchG durchzuführen. Beide Verfahren wurden lange Zeit in 
Rechtsprechung und Literatur allenfalls als Nebenschauplatz betrachtet. Dies hat sich seit 
der Entscheidung des EuGH in Sachen Junk1 grundlegend geändert. Das Recht der Mas-
senentlassung ist nunmehr Gegenstand einer Flut von mitunter auch rechtsprechungsän-
dernden Gerichtsentscheidungen und Auseinandersetzungen in der rechtswissenschaftli-
chen Literatur. Die Relevanz des Themas folgt sowohl aus der Entwicklung der aktuellen 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) und des Bundesarbeitsgerichtes 
(BAG) als auch aus der Entwicklung der aktuellen Wirtschaftslage.  

1. Entwicklung der Rechtsprechung  

Bei den in § 17 KSchG enthaltenen massenentlassungsrechtlichen Bestimmungen handelt 
es sich um vergleichsweise alte Bestimmungen. In der jetzigen Fassung geht die Vor-
schrift im Wesentlichen auf die Richtlinie 75/129/EWG2 aus dem Jahr 1975 zurück. Das 
deutsche Massenentlassungsrecht kann in seinem Kern jedoch auf eine fast hundertjähri-
ge Tradition zurückschauen. Schon in der Weimarer Republik gab es Verordnungen, die 
sich mit dieser Thematik beschäftigten und vom Arbeitgeber eine Anzeige bei der zu-
ständigen Behörde forderten. Anfang der 50er-Jahre wurde auch der Betriebsrat ver-
pflichtend in das Verfahren der Massenentlassungen einbezogen und gab diesem ein 
Mitwirkungsrecht.  

                                                           
1  Vgl. EuGH 27.1.2005, Rs. C-188/03 (Junk), NZA 2005, 213. 
2  Richtlinie 75/129/EWG des Rates vom 17.2.1975 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit-

gliedstaaten über Massenentlassungen; ABl.EG 22.2.1975, Nr. L 48/29. 
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2  Kapitel 1: Einleitung 

Trotz dieses beträchtlichen Alters wurde dem Massenentlassungsrecht viele Jahre kaum 
Beachtung geschenkt. Das hing mit der damaligen Rechtsauffassung zusammen, welche 
die Beachtung der Vorschriften der §§ 17 ff. KSchG erst nach Ausspruch der Kündi-
gungserklärung forderte und bei einer Missachtung der dortigen Vorgaben als Rechtsfol-
ge gerade nicht die Unwirksamkeit der Kündigungen annahm. Die praktische Bedeutung 
der Vorschriften war daher gering.  

Dies hat sich im Nachgang zu der Entscheidung des EuGH im Jahr 2005 in Sachen Junk 

grundlegend geändert. Der vom BAG bis dato hervorgehobene und seine Rechtsauffas-
sung stützende arbeitsmarktpolitische Zweck der Vorschriften der §§ 17ff. KSchG schob 
sich in den Hintergrund. Vordergründig beachtet wurde nunmehr der Zweck des effekti-
ven Rechtschutzes der Arbeitnehmer bei Massenentlassungen und damit die individual-
schützende Komponente des Massenentlassungsrechtes. Diese führte letztlich zu einer 
Rechtsprechungsänderung des BAG und der nunmehr herrschenden Auffassung, dass die 
Vorschriften der §§ 17ff. KSchG vor der Erklärung der Kündigung zu beachten sind und 
ein Verstoß die Unwirksamkeit der Kündigungen zufolge haben kann. Bezüglich der 
Unwirksamkeit der Kündigungen ist auch eine weitere Rechtsprechungsänderung des 
BAG von Bedeutung, die eine bis dahin anerkannte Heilungsmöglichkeit von Fehlern 
„durch einen bestandskräftigen Verwaltungsakt der Arbeitsverwaltung“3 nunmehr ver-
neint. Die ordnungsgemäße Beteiligung der Arbeitnehmervertreter gemäß § 17 Abs. 2 
KSchG ist daher von großer praktischer Relevanz. Dies auch vor dem Hintergrund, dass 
nach Angaben des Statistischen Bundesamtes im Jahr 2011 43 % der Beschäftigten in der 
Privatwirtschaft durch Betriebsräte vertreten wurden.4 Zudem existierten in allen der im 
Jahr 2000 vom Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung befragten 100 größten 
Unternehmen Deutschlands5 Betriebsräte.  

2. Entwicklung der Wirtschaftslage  

Die aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage zwingt Unternehmen nach wie vor, strategische 
und organisatorische Veränderungen ins Auge zu fassen. Dies bedeutet nicht selten die 

                                                           
3  BAG 28.6.2012, AP Nr. 40 zu § 17 KSchG 1969.  
4  Vgl. Statistisches Bundesamt, Quelle: IAB-Betriebspanel, einsehbar unter https://www. 

destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/QualitaetArbeit/QualitaetDerArbeit.html?cms_ 
gtp=318944_slot%253 D5, Stand 30.9.2013.  

5  Zur Liste der Unternehmen siehe: Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung, Forschungsbe-
richt zu Arbeitsbeziehungen in Deutschland, 2000, S. 8, 9; einsehbar unter http://www.mpifg.de/ 
pu/ueber_mpifg/ArbeitsbeziehungenInDeutschland.pdf., Stand 18.11.2015. 
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I. Gegenstand der Untersuchung   3  

Planung und Durchführung von Restrukturierungsmaßnahmen mit erheblichem Personal-
abbau und damit der Vornahme „klassischer Rationalisierungsmaßnahmen“6.  

Schon Mitte 2009 planten etwa zwei Drittel der im Deutschen Aktienindex (DAX) gelis-
teten Konzerne einen Stellenabbau in vierstelliger Höhe.7 Konkret planten zuletzt die 
Deutsche Bank zur Sanierung einen Abbau von 9.000 Stellen – 4.000 Stellen davon in 
Deutschland8 – und Henkel einen Stellenabbau von 1.200 Stellen9.  

Auch bei außerhalb der im DAX gelisteten Unternehmen erfolgen vielfältige Restruktu-
rierungsmaßnahmen. So hat Deutschlands größtes Stahl- und Technologieunternehmen, 
die ThyssenKrupp AG, Anfang 2013 zunächst einen Stellenabbau von 2.000 Stellen bis 
2014 bekanntgegeben,10 was eine Reduktion der Belegschaft um ca. 7 %11 darstellt. 
Deutschlands zweitgrößter Energieversorger, die RWE AG kündigte, an, bis 2016 in 
Deutschland 4.750 Stellen abbauen zu wollen.12 Die aktuell angeschlagene Fluggesell-
schaft Air Berlin plant einen Stellenabbau von rund 1.000 Mitarbeitern.13 Die Problema-
tik der Einhaltung des Massenentlassungsrechtes stellt sich jedoch nicht nur bei Großun-
ternehmen. Auch bei mittelständischen oder kleinen Unternehmen kann es zu Massenent-
lassungen im rechtlichen Sinne kommen, da hierfür bereits die Entlassung weniger 
Arbeitnehmer innerhalb eines bestimmten Zeitraumes ausreicht.14 

Trotz in den meisten Fällen konjunkturell bedingter Gründe für die Entlassungen, sollte 
nicht aus den Augen verloren werden, dass Massenentlassungen vereinzelt immer noch 
auch primär aufgrund der Hoffnung auf eine positive Kapitalmarktreaktion und eine da-
mit verbundene gesteigerte Rendite durchgeführt wurden. Denn nicht zuletzt nachdem 

                                                           
6  LAG Düsseldorf, 28.6.2013, BeckRS 2013, 72222. 
7  Vgl. Roland Bunzenthal: Frankfurter Rundschau vom 8.5.2009; Artikel  
 URL: http://www.fr-online.de/wirtschaft/dax-firmen-jetzt-kommt-der-kahlschlag, 1472780, 

3316476.html; Stand 21.3.2014. 
8  http://www.wallstreet-online.de/nachricht/8069805-john-cryan-tritt-rampenlicht-schock-

massenentlas-sungen-rekordverlust-dividendenausfall-deutschen-bank; Stand 26.11.2015. 
9  http://www.n-tv.de/ticker/Henkel-baut-in-Klebstoffsparte-rund-1200-Stellen-ab-

article16054081.html; Stand 26.11.2015. 
10  Vgl. Pressemittelung ThyssenKrupp vom 8.2.2013; Artikel URL: http://www.thyssenkrupp.com/ 

de/presse/art_detail.html&eid=TKBase_1360306581105_846467338; Stand 10.2.2013. 
11  Bezogen auf die betroffene „Materials“-Sparte der ThyssenKrupp Steel Europe AG, die nach eige-

nen Angaben des Unternehmens rund 27.600 Mitarbeiter beschäftigt. 
12  Vgl. http://www.zeit.de/wirtschaft/unternehmen/2013-11/energiekonzern-rwe-stellenabbau; 

Stand 14.11.2013. 
13  Vgl. http://www.zeit.de/wirtschaft/2016-09/air-berlin-lufthansa-tui-verhandlungen-

entlassungen; Stand 11.10.2016. 
14  Nach § 17 Abs. 1 Nr. 1 KSchG liegt eine Massenentlassung bereits vor, wenn in einem Betrieb mit 

21 in der Regel beschäftigten Arbeitnehmern 6 Arbeitnehmer innerhalb von 30 Tagen entlassen 
werden. 
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